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6. Bekanntmachung
des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts .

( Vom 30. März 1920 . )

Die Errichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen betreffend .
( ABl . Nr . 13. )

A.

Das Staatsminiſterium hat mit Entſchließung vom 27 . Ja⸗
nuar 1920 Nr . 203 für die Errichtung von Dienſtſtellenaus⸗
ſchüſſen die nachſtehenden Beſtimmungen erlaſſen :

Bis zu einer geſetzlichen Regelung gelten für die Bildung
und Aufgaben der Dienſtſtellenausſchüſſe die folgenden Vor⸗
ſchriften :

13

Bei allen Dienſtſtellen , die in der Regel mindeſtens 20 Be⸗
amte ( vergl . § 7) beſchäftigen , ſind mit ſofortiger Wirkung Dienſt⸗
ſtellenausſchüſſe zu bilden . Bei Dienſtſtellen mit weniger als
zwanzig Beamten treten an die Stelle der Ausſchüſſe die von den
Beamten gewählten Vertrauensleute .
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( ) Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden in unmittel⸗
barer und geheimer Wahl durch einfache Stimmenmehrheit ge⸗
wählt .

( 2) Wahlberechtigt ſind mit Ausnahme des Dienſtvorſtandes
alle über 20 Jahre alten , bei der Dienſtſtelle beſchäftigten Be⸗
amten . Wählbar ſind dieſelben Perſonen , wenn ſie das
25. Lebensjahr überſchritten haben .

63) Beamte , die regelmäßig bei mehreren Dienſtſtellen be⸗

1 0 ſind , wählen bei der von ihnen zu bezeichnenden Dienſt⸗
ſtelle .

über die Anzahl der Mitglieder des Ausſchuſſes und der
Vertrauensleute einigen ſich die bei der Dienſtſtelle beſchäftigten

Wahlberechtigten ; ſie darf aber nicht mehr betragen als

3 bei Dienſtſtellen mit weniger als 20 wahlberechtigen Beamten
5
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( 5) Die Ausſchußſitze ſind unter drei Beamtengattungen:

obere , mittlere und untere , von denen jede für ſich geſondert
wählt , entſprechend ihrer Mitgliederzahl bei der Dienſtſtelle zu
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verteilen . Jede bei der Dienſtſtelle beſchäftigte Beamtengattung

muß mindeſtens einen Sitz im Ausſchuß erhalten . Für jedes ge⸗

ordnete Ausſchußmitglied iſt , wenn möglich , ein Stellvertreter zu

wählen .

( 6) Die drei älteſten Wahlberechtigten bilden den Wahlvor⸗
ſtand . Der Alteſte führt den Vorſitz . Der Wahlvorſtand ſetzt den

Zeitpunkt der Wahl feſt und leitet die Wahl . Im Falle der Ver⸗

hinderung und im Falle der Ablehnung tritt der nächſt Altere ein .

( 7) Die Amtsdauer der Ausſchußmitglieder beträgt ein

Jahr ; es läuft mit dem Kalenderjahr . Jedes Mitglied kann ſein

Amt jederzeit nach ſchriftlicher Mitteilung an den Ausſchuß nie⸗

derlegen . Die Amtsniederlegung muß erfolgen , wenn ſie von der

Beamtengattung , die das Mitglied wählte , mit zwei Drittel Stim⸗

menmehrheit verlangt wird .

§ 8.

Der Dienſtſtellenausſchuß hat die dienſtlichen und wirt⸗

ſchaftlichen Intereſſen der bei der Dienſtſtelle beſchäftigten Be⸗

amten wahrzunehmen durch Ausübung der folgenden Befugniſſe :

13 Dem Ausſchuß ſteht ein Mitbeſtimmungsrecht in den fol⸗

genden Fällen zu :

a ) bei der Aufſtellung von allgemeinen Vorſchriften , durch

die der Dienſtvorſtand den eigenen Dienſt der Behörde

zu regeln hat , ſoweit ſie die perſönlichen Verhältniſſe

der Beamten berühren ,

bei der Feſtſtellung der grundlegenden Anderung der

Dienſtverteilungspläne , ſoweit nicht geſetzliche Beſtim⸗

mungen entgegenſtehen , und bei der Regelung der

Dienſtſtunden , ſoweit ſie dem Dienſtvorſtand über⸗

laſſen iſt ,

C) bei der Feſtſetzung des Urlaubsplans und auf Antrag

bei Urlaubsverweigerung ,

d) bei der Regelung der allgemeinen Stellvertretung von

P. —.—

Beamten ,

e) bei der etwaigen amtlichen überwachung erkrankter Be⸗

amten ,

t ) vor übertragung oder übernahme einer Nebenbeſchäf⸗

tigung ,

2) bei der Prüfung von Unterſtützungsgeſuchen , jedoch

nur , wenn der Beteiligte es wünſcht ,

h) bei der Verteilung von Belohnungen ,

i ) vor der Verſagung der Erlaubnis zum Auswärtswoh⸗
nen eines Beamten ,
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K) auf Anruf des Beteiligten bei der Feſtſtellung der Be⸗
ſchaffenheit von Dienſtwohnungen und Dienſträumen ,
ſowie bei der Verteilung von Dienſtländereien ,

J) bei Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen .
Soweit in den vorſtehend unter Buchſtaben 1 a bis ! auf⸗

geführten Fällen nur die Intereſſen einer Beamtengattung be⸗
rührt werden , erſtreckt ſich das Mitbeſtimmungsrecht nur auf
dieſe .

2 ) Der Ausſchuß iſt berechtigt , die Durchführung aller die
Beamten und das Beamtenverhältnis betreffenden Vorſchriften
zu überwachen .

( 3) Der Ausſchuß iſt berechtigt , Anträge zu ſtellen , und auf
Aufforderung des Dienſtvorſtands eine gutachtliche Außerung
abzugeben . Vor Verhängung einer Disziplinarſtrafe ſoll der
Dienſtvorſtand den Ausſchuß gutachtlich hören .

( J ) Der Ausſchuß iſt weiter berechtigt , in Angelegenheiten ,
die ſeinen Aufgabenkreis berühren , Akten einzuſehen , Perſonal⸗
akten jedoch nur mit Zuſtimmung des Beamten , den es angeht .

66) Der Dienſtſtellenausſchuß hat das gute Einvernehmen
zwiſchen Beamten unter ſich , ſowie zwiſchen ihnen und dem Dienſt⸗
vorſtand zu fördern .

4.

( ) Die Ausübung des Ausſchußamtes hat dienſtlichen Cha⸗
rakter ; ſie iſt durch entſprechende Einteilung des Dienſtes zu er⸗
möglichen . Die Aufgaben der Ausſchüſſe haben hinter dringenden
dienſtlichen Aufgaben zurückzutreten .

E). , Außerungen eines Mitglieds bei einer Ausſchußſitzung
oder bei Ausübung ſeines Ausſchußamtes dürfen dienſtpolizeilich
nicht verfolgt werden , ſoweit ſie nicht eine gerichtlich ſtrafbare
Handlung darſtellen .

( 3) Der Vorſtand der Dienſtſtelle oder ſein geordneter Ver⸗
treter beruft den Ausſchuß ein und führt den Vorſitz . Der Aus⸗
ſchuß muß einberufen werden :

1. auf einen vom Einberufer feſtzuſetzenden Zeitpunkt , ſo⸗
bald Angelegenheiten vorliegen , die in den Aufgabenkreis
des Ausſchuſſes fallen ;

2. innerhalb drei Tagen , ſobald ein Außſchußmitglied oder
ein Drittel der wahlberechtigten Beamten unter Angabe
des Verhandlungsgegenſtandes dies verlangt .

Der Ausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit . Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des an Lebensjahren älteſten
Mitgliedes den Ausſchlag .

⏑ο



302 Leitung und Beaufſichtigung des Volksſchulweſens .
0

( 6) In eigener perſönlicher Angelegenheit darf kein Mit⸗

glied des Ausſchuſſes als ſolches tätig werden ; in dieſem Fall tritt

der Stellvertreter ein .

( 6) Wenn der Ausſchuß eine Angelegenheit als vertraulich

bezeichnet , ſo müſſen die Mitglieder Verſchwiegenheit über dieſe

Angelegenheit bewahren .

( 7) Der Ausſchuß gibt ſich nach Bedarf eine Geſchäftsord⸗

nung .

85 .

( 1) Wenn zwiſchen dem Ausſchuß und dem Vorſtand der

Dienſtſtelle in den in 8 3 Abſatz 1 in bezeichneten Fällen keine

Einigung zu Stande kommt oder wenn Streitigkeiten über die

Errichtung und Einrichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen , über

die Wahlberechtigung und Wählbarkeit , ſowie über den Wahlvor⸗

gang ſelbſt entſtehen , ſo entſcheiden auf Antrag des Ausſchuſſes

oder des Dienſtvorſtandes die übergeordneten Dienſtbehörden .
Letzte Inſtanz iſt das zuſtändige Miniſterium , das ſich unter Um⸗

ſtänden mit der zuſtändigen Beamtenvertretung ( Reſſortausſchuß )
ins Benehmen ſetzt .

( 2) Kommt zwiſchen dem Ausſchuß und dem Vorſtand der

Dienſtſtelle keine Einigung zuſtande und kann die Regelung der

Angelegenheit nicht bis zur endgültigen Entſcheidung verſchoben

werden , ſo kann der Vorſtand die Angelegenheit vorläufig regeln .
Die endgültige Regelung hat tunlichſt bald zu erfolgen .

§ 6.

Für die Vorſtände der Dienſtſtellen ſind ebenfalls nach der

Organiſation der einzelnen Behörden gegliederte , beſondere Aus⸗

ſchüſſe zu bilden ; auf ſie finden die vorgenannten Beſtimmungen
ſinngemäß Anwendung .

8

Als Beamte im Sinne der Beſtimmungen ſind die bei einer

Dienſtſtelle ſtändig angeſtellten , beſoldeten männlichen und weib⸗

lichen Beamten , Lehrer und vertragsmäßig Bedienſteten anzu⸗

ſehen . Die vertragsmäßig Bedienſteten zählen zu den unteren

Beamten .

§ 8 .

Die Miniſterien ſind ermächtigt , in Anpaſſung an beſondere
Verhältniſſe ihrer Verwaltung nähere Ausführungsbeſtimmungen
zu erlaſſen . Bereits beſtehende Ausſchüſſe können bleiben .

W ſie nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuſammengeſetzt
ſind .
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B.

Zum Vollzug dieſer Entſchließung wird für unſeren Ge⸗
ſchäftskreis folgendes angeordnet :

1. Bei Dienſtſtellen mit mehr als 20 Beamten , bei denen ſich
nur ein oberer oder ein mittlerer oder ein unterer Beamter
befindet , hat dieſer Beamte ohne weiteres als Vertreter ſeiner
Beamtengattung zu gelten .

2. Nebenlehrer , ſofern ſie nicht im Hauptamt einer nicht⸗
ſtaatlichen Behörde unterſtehen , Aushilfslehrer und Aushilfs⸗
beamte , die keiner Dienſtſtelle mit hauptamtlicher Beſchäftigung
angehören , haben als beſondere Wahlklaſſe , aber innerhalb der
nach §S 2 Ziffer 4 und 5 maßgebenden Beſtimmungen zu wählen .

3. Die geſamte Volksſchule einer Gemeinde gilt als eine
Dienſtſtelle .

4. Die Kreisſchulämter und die Volksſchulrektorate der
Städteordnungsſtädte haben nach §S 2 Ziffer 6 den Wahlvorſtand
zu beſtimmen und zur alsbaldigen Vornahme der Wahlen zu ver⸗
anlaſſen .

An die Stelle der Volksſchulrektorate ſind die Stadtſchulämter und
in den mittleren Städteordnungsſtädten die Rektorate getreten . Den letz⸗
teren ſtehen nach §S 44 SchBVO . die Rektorate in den übrigen Städten
gleich .

5. Die Wahlergebniſſe ſind durch die Dienſtvorſtände ſeiner⸗
zeit dem Miniſterium anzuzeigen .

6. Den Dienſtſtellenausſchüſſen ſind für ihre Zwecke die
Einrichtungen der Behörden koſtenlos zur Verfügung zu ſtellen .

7. Die Erlaſſung beſonderer Vorſchriften zur Ausführung
des § 3 der Beſtimmungen behalten wir uns vor .

7. Bekanntmachung
des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts .

( Vom 25. Mai 1921 . )

Die Errichtung von Dienſtſtellenausſchüſſen betreffend .

( ABl . Nr . 18. )

Im Anſchluß an unſere Bekanntmachung vom 30 . März 1920
—Amtsblatt Nr . 13 Seite 80 — und unter teilweiſer Abänderung
derſelben wird aufgrund des §8 der Entſchließung des Staats⸗
miniſteriums vom 27 . Januar 1920 , die Errichtung von Dienſt⸗
ſtellenausſchüſſen betreffend , zur Ausführung der 88 1 —4 dieſer
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